Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Der Bundesminister Bonn, den 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

IVA 1 -4155- 18/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Wasserburg), 
Schlager, Röhner, Ehnes, Wagner, Lemmrich, Bauknecht, 
Fritz (Welzheim), Dr. Häfele, Dr. Aigner, Ertl, Reich- 
mann und Genossen 
Drucksache V/1057 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Hat die Bundesregierung die Absicht, in Zukunft der inner- 
landwirtsdiaftlichen Disparität stärker als bisher durch gezielte 
Maßnahmen entgegenzuwirken ? 

Zu den wesentlichen Aufgaben der Wirtschafts- und Agrar- 
politik der Bundesregierung gehört es, entwicklungs- und 
strukturell bedingte Disparitäten zu beseitigen, Idi verweise, 
in diesem Zusammenhang auf die Bundesregionalprogramme, 
die allgemeinwirtschaftliche Zielsetzungen haben, sowie auf 
die überwiegend agrarstrukturell ausgerichteten zusätzlichen 
Förderungsmaßnahmen in den von Natur benachteiligten land- 
wirtschaftlidien Gebieten. Zur Zeit wird in meinem Hause ge- 
prüft, inwieweit es möglich ist, durch gezielte Maßnahmen 
die innerlandwirtschaftliche Disparität stärker als bisher an- 
zugehen. 


2. Ist die Bundesregierung niciit auch der Ansicht, daß die ver- 
sdriiedenen Maßnahmen des Bundes uncT der Länder zur Ver- 
besserung der Agrar- und Wirtschaftsstruktur stärker als bisher 
im Rahmen regionaler Entwicklungspläne mit dem Ziel einer all- 
gemeinen Infrastrukturverbesserung koordiniert werden sollten ? 


Vorschriften für die Koordinierung der Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Agrar- und Wirtschaftsstruktur zwischen Bund 
und Ländern enthält das Bundesraumordnungsgesetz. Eine 
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enge Abstimmung ist auch durch die Zusammenarbeit bei der 
Durchführung des Regionalen Förderungsprogramms der Bun- 
desregierung gegeben. Entscheidend ist jedoch, daß die nach 
dem Gesetz bzw. den Richtlinien notwendigen und möglichen 
Maßnahmen auf der Ebene der Länder und Kommunen — ge- 
nau aufeinander abgestimmt — auch dementsprechend eng mit- 
einander verbunden durchgeführt werden. Die Bundesregie- 
rung wirkt auf die Regierungen der Länder, die für diese 
Aufgabe nunmehr zuständig sind, ständig mit dem Ziele ein, 
die Abstimmung aller Maßnahmen weiter zu verbessern. 


3. Hält die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die Mittel 
des Grünen Planes, die für die von Natur benachteiligten Ge- 
biete bereitgestellt werden, für ausreidiend, der Aussage des 
Grünen Berichts entsprechend, und inwieweit entsprechen die 
Ergebnisse den in diese Förderungsaktion gesetzten Erwar- 
tungen ? 

Die Bundesregierung hat für die Förderung der von Natur 
benachteiligten landwirtschaftlichen Gebiete seit 1961 rund 
590 Millionen DM zur Verfügung gestellt; davon entfallen etwa 
90% auf agrarstrukturelle Maßnahmen und etwa 10% auf Spe- 
zialmaßnahmen. Bei diesen Beträgen handelt es sich um zu- 
sätzliche Mittel, durch die die Finanzierung solcher Maßnahmen 
erleiditert wird, die sich für diese Gebiete besonders eignen. 
Bei der Beurteilung der Höhe der für die Förderungsmaß- 
nahmen in den von Natur benachteiligten Gebieten einge- 
setzten Beträge ist zu berücksictitigen, daß die zusätzlichen 
Mittel zu den Grundförderungsbeträgen im allgemeinen in 
einer Relation von 1 : 3 stehen. 

Die Ergebnisse entsprechen sowohl bei den agrarstrukturellen 
Maßnahmen als auch bei den Spezialmaßnahmen den in die 
Förderungsaktion gesetzten Erwartungen. Beispielsweise hat 
sich die Zahl der Aussiedlungen in den von Natur benach- 
teiligten Gebieten 1965 gegenüber 1961 etwa verfünffacht; die 
Zahl der Althof Sanierungen war 1965 etwa zwanzigmal so hoch 
wie 1961. 


4. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Landwirtschaft auch insoweit zu stärken, daß sie 
überbetriebliche Integrationsbestrebungen und Betriebsumstel- 
lungen zum Zwecke einer Spezialisierung stärker als bisher 
fördert ? 

Die Bundesregierung steht den überbetrieblichen Integrationsbe- 
strebungen und Betriebsumstellungen positiv gegenüber. Sie 
hat deshalb in den vergangenen Jahren diesen Prozeß durch 
eine Reihe von Maßnahmen im Rahmen der horizontalen und 
vertikalen Verbundwirtschaft gefördert. Die Bundesregierung 
beabsichtigt dies auch in Zukunft in verstärktem Maße zu tun. 
Aus diesem Grund wurden in dem von der Bundesregierung 
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für 1967 vorgelegten Haushaltsvoranschlag die Mittel für die 
horizontale und vertikale Verbundwirtschaft um insgesamt 
rund 69 Millionen DM gegenüber dem Jahre 1966 erhöht. Diese 
Erhöhung soll insbesondere der Integration und den Betriebs- 
umstellungen in der Molkereiwirtschaft zugute kommen, was 
der Bundesregierung aus Gründen der Eingliederung in den 
Gemeinsamen Markt am dringendsten erscheint. 


Hermann Höcherl 


3 



